
Keine betriebsbedingte Kündigung 
ohne Sozialauswahl
Bei betriebsbedingter Kündigung kann es erfor-
derlich sein, einen freien Arbeitsplatz in einem 
anderen Vertriebsgebiet zuzuweisen bezie-
hungsweise anzubieten oder auch eine Sozial-
auswahl vorzunehmen. 

Fällt der Arbeitsplatz des angestellten Außendienstmitarbei-
ters in einem bestimmten Vertriebsgebiet weg, kann der be-
treffende Mitarbeiter gekündigt werden … Dass diese Formel 
nicht immer stimmen muss, ergibt sich aus einer Entschei-
dung des Landesarbeitsgerichts Schleswig-Holstein vom 28. 
Januar 2014 (1 Sa 230/13).

Die Parteien hatten zunächst einen auf drei Monate befris-
teten Handelsvertretervertrag geschlossen, in dem ein be-
stimmtes Vertriebsgebiet vereinbart war. Unmittelbar im An-
schluss wurde der klagende Arbeitnehmer auf Basis eines 
schriftlichen Arbeitsvertrages tätig, der keine Gebietsangaben 
mehr enthielt. Tatsächlich betreute der Außendienstmitarbei-
ter auch weiterhin von seinem Wohnsitz aus die Kunden, die 
ihm bereits vorher zugeordnet waren. Darüber hinaus wur-
den ihm noch angrenzende Postleitzahlbereiche übertragen.

Der Außendienstmitarbeiter war auf dieser Basis rund 
fünfeinhalb Jahre im Geschäftsbereich Automotive Carsys-
tems tätig. In diesem Geschäftsbereich beschäftigte das Un-
ternehmen insgesamt acht Vertriebsmitarbeiter.

Ende 2012 kündigte das Unternehmen dem klagenden Ver-
triebsmitarbeiter ordentlich zu Ende Februar 2013. Zum Zeit-
punkt der Kündigung war eine Stelle im Vertriebsaußendienst 
dieses Geschäftsbereichs für Süddeutschland und Österreich 
ausgeschrieben. Der Arbeitnehmer wandte sich mit einer 
Kündigungsschutzklage gegen die Kündigung und gewann 
sowohl vor dem Arbeitsgericht als auch dem Landesarbeits-
gericht Schleswig-Holstein.

Kündigung aus betriebsbedingten Gründen
Die ordentliche Kündigung eines Mitarbeiters, der – wie im 
zu entscheidenden Fall – allgemeinen Kündigungsschutz nach 
dem Kündigungsschutzgesetz genießt, kann gerechtfertigt 

sein, wenn sie durch dringende betriebliche Erfordernisse be-
dingt ist. Das setzt voraus, dass
• der Beschäftigungsbedarf für in dem bisher wahrgenom-
menen Aufgabenbereich auf Dauer entfällt (Entfall des Ar-
beitsplatzes) und
• der Arbeitnehmer nicht auf einem anderen freien Arbeits-
platz weiterbeschäftigt werden kann (fehlende Weiterbeschäf-
tigungsmöglichkeit).

Zur ersten Voraussetzung hatte das Unternehmen vorgetra-
gen, dass es den Vertrieb durch einen angestellten Außen-
dienstmitarbeiter in dem zugewiesenen Vertriebsgebiet für 
unrentabel erachtet habe und diesen in dem Gebiet künftig 
von gleichfalls für das Unternehmen tätigen Handelsvertre-
tern durchführen lassen wollte. Das LAG Schleswig-Holstein 
meinte, dies könne grundsätzlich einen Entfall des Arbeits-
platzes begründen. Es klärte den streitigen Vortrag jedoch 
nicht weiter auf, weil die Wirksamkeit der Kündigung bereits 
aus anderen Gründen scheiterte.
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Fehlende Weiterbeschäftigungsmöglichkeit
Grundsätzlich muss der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer vor 
Ausspruch einer betriebsbedingten Kündigung die Beschäf-
tigung auf einem anderen freien Arbeitsplatz zuweisen. Ge-
gebenenfalls ist auch eine Änderungskündigung erforderlich, 
insbesondere dann, wenn eine Weiterbeschäftigung auf dem 
freien Arbeitsplatz nicht vom Inhalt des bisherigen Arbeits-
vertrages gedeckt ist. Das LAG Schleswig-Holstein meinte, 
dass dem klagenden Arbeitnehmer die ausgeschriebene Stel-
le im Vertriebsaußendienst für Süddeutschland und Öster-
reich hätte zugewiesen werden müssen: Die fachliche Eignung 
sei zwischen den Parteien nicht umstritten und durch die bis-
herige Tätigkeit auch erwiesen.

Die Stelle sei dem Arbeitnehmer auch dann zuzuweisen ge-
wesen, wenn sie wegen Ausscheidens des bisherigen Stellen-
inhabers erst zu Ende Mai 2013 besetzt werden konnte. 

Wichtig: Nach der Rechtsprechung des Bundesarbeitsge-
richts ist eine Überbrückung mindestens für den Zeitraum 
zumutbar, den ein anderer Stellenbewerber zur Einarbeitung 
benötigen würde. Je nach den Umständen kann eine Probe-
zeitvereinbarung dabei als Indiz für die Bemessung der Ein-
arbeitungszeit herangezogen werden.

Sozialauswahl wäre durchzuführen gewesen
Darüber hinaus meint das Gericht, dass vor Ausspruch einer 
Kündigung auch eine Sozialauswahl im Sinne des § 1 Abs. 3 
KSchG durchzuführen gewesen wäre. Das ist bei betriebsbe-
dingten Kündigungen immer dann notwendig, wenn
• es mehrere Arbeitnehmer gibt, die hinsichtlich arbeitsplatz-
bezogener Merkmale vergleichbar sind oder zumindest 
gleichwertige Tätigkeiten ausüben und
• der Arbeitgeber den Arbeitnehmer auf Grundlage des Ar-
beitsvertrages einseitig auf einen solchen vergleichbaren Ar-
beitsplatz versetzen kann.

Diese so genannte arbeitsvertragliche Austauschbarkeit be-
jahte das LAG Schleswig-Holstein hinsichtlich der Arbeits-
plätze der insgesamt acht Außendienstmitarbeiter im Ge-
schäftsbereich Automotive Carsystems. Die Arbeitgeberin 
habe dem gekündigten Arbeitnehmer auch jede Stelle in an-
deren Vertriebsgebieten einseitig zuweisen können.

Das Direktionsrecht des Arbeitgebers umfasse grundsätz-
lich auch das Recht, dem Arbeitnehmer einen anderen Ein-
satzort zuzuweisen. Der Arbeitsvertrag enthalte diesbezüg-
lich, anders als der vorgehend für drei Monate geltende 
 Handelsvertretervertrag, keine Einschränkungen oder Kon-
kretisierungen des Vertriebsgebietes.

Zwar könne sich eine Konkretisierung auf einen bestimm-
ten Arbeitsort nach der BGA-Rechtsprechung auch durch 
Nichtausübung über längere Zeit und das Hinzutreten beson-
derer Umstände ergeben. Beide Voraussetzungen seien aber 
im zu entscheidenden Fall nicht erfüllt: Es sei schon äußerst 
fraglich, ob ein Zeitraum von rund fünfeinhalb Jahren im Ver-
triebsaußendienst mit typischerweise länger gewünschtem 
Kundenkontakt überhaupt genüge, um von einer „längeren 
Zeit“ auszugehen. Darüber hinaus fehlten aber auch beson-
dere Umstände. Diese könnten nicht in dem zuvor abge-
schlossenen und über drei Monate praktizierten Handelsver-
tretervertrag erblickt werden.

Da damit die arbeitsvertragliche Austauschbarkeit nach An-
sicht des LAG Schleswig-Holstein gegeben war, hätte das Un-
ternehmen eine Sozialauswahl unter allen Vertriebsmitarbei-
tern im Geschäftsbereich Automotive Carsystems durchfüh-
ren müssen. Da diese unterblieben war, erwies sich die 
Kündigung auch aus diesem Grund als rechtsunwirksam.

Wichtig: Das LAG Schleswig-Holstein setzt sich in seiner 
Entscheidung nicht damit auseinander, inwieweit die „arbeits-
vertragliche Austauschbarkeit“ noch gegeben sein kann, wenn 
Vertriebsmitarbeiter (teilweise) erfolgsbezogen vergütet wer-
den, Provisionsansprüche mithin von der konkreten Zusam-
mensetzung des Kundenstammes im jeweiligen Vertriebsge-
biet abhängen. Diese Frage ist in der arbeitsgerichtlichen 
Rechtsprechung nach wie vor wenig geklärt.

Zusammenfassung
• Die betriebsbedingte Kündigung eines angestellten 
Außendienstmitarbeiters setzt in der Regel voraus, dass 
der Beschäftigungsbedarf in dem bisher wahrgenom-
menen Aufgabenbereich auf Dauer entfällt und der Ar-
beitnehmer nicht auf einem anderen freien Arbeitsplatz 
weiterbeschäftigt werden kann.
• Die Weiterbeschäftigungsmöglichkeit ist auch dann 
gegeben, wenn für die Besetzung des anderen freien Ar-
beitsplatzes ein zumutbarer Zeitraum überbrückt wer-
den muss, der die Einarbeitungszeit eines anderen Stel-
lenbewerbers nicht überschreitet.
• Sofern Vertriebsmitarbeiter vergleichbar sind und der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer einseitig auf einen ver-
gleichbaren Arbeitsplatz versetzen kann, kann auch 
eine Sozialauswahl geboten sein.
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